
  Landesrecht 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Bundesland 

Wien 

Kurztitel 

Wiener Landarbeitsordnung 1990 

Kundmachungsorgan 

LGBl. Nr. 33/1990 

§/Artikel/Anlage 

§ 80 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2014 

Außerkrafttretensdatum 

04.03.2016 

Text 

Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen 

§ 80. (1) In jedem Betrieb im Sinne des § 137 oder in jeder gleichgestellten Arbeitsstätte im Sinne 
des § 138, in dem/der dauernd mindestens zehn Dienstnehmer beschäftigt werden, ist eine 
Sicherheitsvertrauensperson zu bestellen. In Betrieben oder gleichgestellten Arbeitsstätten mit einem 
dauernden Beschäftigtenstand von mehr als 50 Dienstnehmern sind zwei Sicherheitsvertrauenspersonen 
zu bestellen. Für jede Sicherheitsvertrauensperson ist nach Möglichkeit ein Vertreter zu bestellen. 

(2) Bei Betrieben oder gleichgestellten Arbeitsstätten, in denen auf Grund ihrer Eigenart oder der 
räumlichen Ausdehnung oder bei Vorliegen gefährlicher Arbeitsvorgänge eine besondere Gefährdung der 
Dienstnehmer besteht, kann der Magistrat nach Anhörung der Land- und Forstwirtschaftsinspektion dem 
Dienstgeber auch bei einer geringeren Anzahl von Beschäftigten die Bestellung weiterer 
Sicherheitsvertrauenspersonen auftragen. 

(3) entfällt; LGBl Nr. 11/2006 vom 14.2.2006 

(4) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind vom Dienstgeber mit Zustimmung des Betriebsrates auf 
die Dauer von vier Jahren zu bestellen. Diese Bestellung hat binnen acht Wochen nach Ablauf der 
vorangegangenen Funktionsperiode zu erfolgen. Dies gilt auch dann, wenn ein Betriebsratsmitglied die 
Aufgaben einer Sicherheitsvertrauensperson übernimmt. Falls kein Betriebsrat errichtet ist, sind alle 
Dienstnehmer über die beabsichtigte Bestellung schriftlich zu informieren. Wenn mindestens ein Drittel 
der Dienstnehmer binnen vier Wochen gegen die beabsichtigte Bestellung schriftlich Einwände erhebt, 
muss eine andere Person bestellt werden. 

(5) Eine vorzeitige Abberufung von Sicherheitsvertrauenspersonen hat auf Verlangen des 
Betriebsrates, falls kein Betriebsrat errichtet ist, auf Verlangen von mindestens einem Drittel der 
Dienstnehmer zu erfolgen. 

(6) Wenn während der Funktionsperiode eine Sicherheitsvertrauensperson vorzeitig abberufen wird, 
die Funktion zurücklegt oder wenn ihr Dienstverhältnis beendet wird, hat binnen acht Wochen eine 
Nachbesetzung zu erfolgen. Gleiches gilt, wenn eine Sicherheitsvertrauensperson mehr als acht Wochen 
lang an der Ausübung ihrer Aufgaben verhindert ist. Die Nachbesetzung hat für den Rest der 
Funktionsperiode der übrigen Sicherheitsvertrauenspersonen zu erfolgen. 
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(7) Wenn alle für einen Betrieb bzw. eine Arbeitsstätte bestellten Sicherheitsvertrauenspersonen 
während der Funktionsperiode vorzeitig abberufen werden, ihre Funktion zurücklegen oder ihr 
Dienstverhältnis beendet wird, hat eine Neubestellung nach Abs. 4 zu erfolgen. 

(8) Wurden Sicherheitsvertrauenspersonen für einen Betrieb bzw. eine Arbeitsstätte, wo kein 
Betriebsrat errichtet ist, bestellt und wird während ihrer Funktionsperiode ein Betriebsrat gewählt, so hat 
eine Neubestellung nach Abs. 4 zu erfolgen, wenn es der Betriebsrat verlangt. 

(9) Als Sicherheitsvertrauenspersonen dürfen nur Dienstnehmer bestellt werden, die die für ihre 
Aufgaben notwendigen persönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfüllen. Die notwendigen 
fachlichen Voraussetzungen sind erfüllt, wenn eine Sicherheitsvertrauensperson eine Ausbildung auf dem 
Gebiet des Dienstnehmerschutzes im Ausmaß von mindestens 24 Unterrichtseinheiten absolviert hat. 
Eine Unterrichtseinheit muss mindestens 50 Minuten umfassen. 

(10) Sicherheitsvertrauenspersonen, die vor ihrer Bestellung keine Ausbildung nach Abs. 9 
absolviert haben, ist innerhalb des ersten Jahres der Funktionsperiode Gelegenheit zu geben, die für ihre 
Tätigkeit erforderlichen Fachkenntnisse durch eine solche Ausbildung zu erwerben. Dies gilt auch für 
Betriebsratsmitglieder, die nach Abs. 3 die Aufgaben einer Sicherheitsvertrauensperson übernehmen. 

(11) Dienstgeber haben sicherzustellen, dass den Sicherheitsvertrauenspersonen die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderliche Zeit unter Anrechnung auf ihre Arbeitszeit zur Verfügung steht. Dienstgeber 
haben den Sicherheitsvertrauenspersonen unter Bedachtnahme auf die betrieblichen Belange Gelegenheit 
zu geben, die für ihre Tätigkeit erforderlichen näheren Fachkenntnisse zu erwerben und zu erweitern. Den 
Sicherheitsvertrauenspersonen sind die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Behelfe und 
Mittel zur Verfügung zu stellen. Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind angemessen zu unterweisen. 

(12) Dienstgeber sind verpflichtet die Namen der Sicherheitsvertrauenspersonen der Land- und 
Forstwirtschaftsinspektion schriftlich mitzuteilen. Die Land- und Forstwirtschaftsinspektion hat diese 
Mitteilung der gesetzlichen Interessenvertretung der Dienstnehmer oder mangels einer solchen, der 
zuständigen Berufsvereinigung zur Kenntnis zu bringen. Die Mitteilung an die Land- und 
Forstwirtschaftsinspektion hat zu enthalten: 

 1. die Namen der Sicherheitsvertrauenspersonen, 

 2. den Wirkungsbereich und Dienstort der einzelnen Sicherheitsvertrauenspersonen, 

 3. den Beginn und das Ende der Funktionsperiode, 

 4. die Unterschrift des Dienstgebers oder der sonst für die Einhaltung der 
Dienstnehmerschutzvorschriften verantwortlichen Person. 

(13) Alle im Wirkungsbereich der Sicherheitsvertrauenspersonen beschäftigten Dienstnehmer sind 
über die Bestellung der Sicherheitsvertrauenspersonen zu informieren. Die Information hat die im Abs. 12 
vorgesehenen Angaben zu enthalten. Diese Information kann auch durch einen Aushang der Mitteilung 
an die Land- und Forstwirtschaftsinspektion an einer für alle Dienstnehmer leicht zugänglichen Stelle 
erfolgen. 

(14) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen berührt nicht die Verantwortlichkeit des 
Dienstgebers für die Einhaltung der Dienstnehmerschutzvorschriften. Den Sicherheitsvertrauenspersonen 
kann die Verantwortlichkeit für die Einhaltung von Dienstnehmerschutzvorschriften nicht rechtswirksam 
übertragen werden. § 82 gilt auch für Sicherheitsvertrauenspersonen. 


